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Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Az. 0113049-2024-1 
 
Die Schlachthof Recklinghausen GmbH hat am 10.10.2024 beantragt, im Vorfeld eines Ge-
nehmigungsverfahrens nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) festzu-
stellen, ob für die von ihr beabsichtigten Änderungen am Betriebsstandort Bruchweg 53 in 
45659 Recklinghausen eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist. In Anwen-
dung des § 5 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 UVPG ergab sich: Da eine Änderung eines Vorhabens beantragt 
werden soll, für das bisher keine UVP durchgeführt wurde, während die Tätigkeit in Anlage 1 
UVPG unter Ziffer 7.13.1 mit „A“ gekennzeichnet ist, war hier – gemäß § 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 
UVPG – eine Allgemeine Vorprüfung im Sinne des § 7 UVPG durchzuführen. Dabei ist über-
schlägig zu prüfen, ob das Vorhaben unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführ-
ten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die bei der Zulassungs-
entscheidung zu berücksichtigen wären. Die Genehmigungsbehörde hat nach Prüfung der 
vorgelegten Unterlagen und eigenen Ermittlungen festgestellt, dass das hier nicht der Fall ist. 
Wesentlich für diese Entscheidung war zunächst, dass der Betriebsstandort und sein Umfeld 
eine historisch gewachsene, extreme Gemengelage bilden, wobei dem Schlachthof die älteren 
Nutzungsrechte zugesprochen werden müssen. Es wurde gutachterlich belegt, dass erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen insbesondere für die angrenzende Wohnbebauung aus-
geschlossen werden können. Relevant war hierbei vor allem die Betrachtung der Geruchs- 
und Schallemissionen; in beiden Fällen gilt, dass die Immissions-(richt-)werte an den maßgeb-
lichen Immissionsorten nicht überschritten werden. Im Gegenteil soll das Vorhaben die ge-
ruchliche Belastung des Umfelds verringern; gemäß gutachterlicher Einschätzung sind Ver-
besserungen um bis zu 6 % Jahres-Geruchstundenhäufigkeit zu erwarten. 
Besondere Gefahren für die menschliche Gesundheit oder die allgemeine Sicherheit sind nicht 
zu besorgen. Die Anlage unterfällt nicht dem Störfallrecht. Gefährliche Stoffe werden nur in 
kleinen Mengen und unter angemessenen Sicherheitsmaßnahmen gehandhabt bzw. gelagert. 
Das Infektionsrisiko mit Legionellen aus der Verdunstungskühlanlage ist im Sinne der anzu-
wendenden Verordnung minimal. 
Relevante Tier- und Pflanzenpopulationen sind nicht gefährdet. Die Baufläche ist bereits ver-
dichtet, versiegelt und in Benutzung; Abwässer werden vollständig der öffentlichen Kanalisa-
tion zugeführt; ein relevanter Einfluss auf Fläche, Boden und Gewässer kann ausgeschlossen 
werden. Die betrieblichen Auswirkungen auf Luft und Klima werden durch die Änderungen 
geringfügig verbessert. Relevante landschaftliche Auswirkungen sind nicht erkennbar. 
Mit Blick auf besonders schützenswerte Gebiete und Objekte war für die Entscheidung außer-
dem ausschlaggebend, dass erstens tatsächliche physikalische Veränderungen (wie etwa 
durch bauliche Maßnahmen) in/an den nächsten Gebieten/Objekten ausgeschlossen sind; 
zweitens die abgegebenen Emissionen jeweils wegen ihrer Art (in der Hauptsache Schall, Ge-
ruch) und/oder der gegebenen Entfernung nicht zu relevanten Fernwirkungen imstande sind.  
 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter können ausgeschlossen wer-
den. Es ist keine UVP erforderlich. 
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 
Recklinghausen, 19.11.2024 
 
Der Landrat 
Im Auftrag 
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